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A. Bericht des Abgeordneten Seither 


L Allgemeines 

1. Den Entwurf eines Gesetzes über den Ver- 
kehr mit Düngemitteln (Düngemittelgesetz) ■ — ■ 
Drucksache IV/287 — hat der Deutsche Bundestag 
in seiner 26. Sitzung am 12. April 1962 in erster 
Lesung an den Ausschuß für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Forsten (federführend) und an den Aus- 
schuß für Gesundheitswesen zur Mitberatung über- 
wiesen. 

Der Gesetzentwurf stimmt im wesentlichen mit 
der Vorlage — ■ Drucksache 2258 der 3. Wahlperiode 
— überein, die die Bundesregierung am 30. Novem- 
ber 1960 in der 3. Wahlperiode dem Bundestag zu- 
geleitet hatte. Der federführende Ausschuß hatte 
sich seinerzeit in mehreren Sitzungen unter An- 
hörung von Sachverständigen aus den beteiligten 
Wirtschaftskr eisen und der Wissenschaft mit der 
Vorlage befaßt, seine Beratungen aber nicht ab- 
schließen können. Die damals vom Bundesrat vor- 
geschlagenen und vom Ausschuß erarbeiteten Er- 
gänzungen und Änderungen hat die Bundesregie- 
rung in dem jetzigen Entwurf berücksichtigt. 

Der Bundesrat hat hierzu im ersten Durchgang 
nur eine rechtssystematische Umstellung in § 5 und 
eine redaktionelle Verbesserung in § 7 vorgeschla- 
gen. Gegen diese Änderungsvorschläge hat die Bun- 
desregierung keine Einwände erhoben. Sie teilt je- 
doch nicht die Äuffassung des Bundesrates, daß das 
Gesetz seiner Zustimmung bedürfe. 

Dem federführenden Ausschuß sind schriftlich 
Stellungnahmen des Fachverbandes Stickstoffindu- 
strie und des Zentralverbandes des Deutschen Ge- 
treide-, Futter- und Düngemittelhandels zugegan- 


gen. Diese Stellungnahmen sind eingehend geprüft 
worden. Auf die erneute Anhörung von Sachver- 
ständigen hat der Ausschuß verzichtet, weil diese 
bei den Beratungen in der vergangenen Wahl- 
periode schon ausreichend gehört worden waren. 

Der federführende Ausschuß hat den Entwurf in 
seinen Sitzungen vom 10. und 17. Mai 1962 beraten 
und dabei die Vorschläge des Ausschusses für Ge- 
sundheitswesen vom 16. Mai 1962 — von zwei Aus- 
nahmen abgesehen — übernommen. 

2. Der Gesetzentwurf soll die Verordnung über 
künstliche Düngemittel vom 3. August 1918 (Reichs- 
gesetzbl. S. 999) in der Fassung vom 17. April 1924 
(Reichsgesetzbl. I S. 415) und die Bekanntmachung 
über Garten- und Blumendünger vom 1. April 1926 
(Reichsanzeiger Nr. 79 vom 6. April 1926) ersetzen. 
Die bisherigen Vorschriften entsprechen, wie die 
Bundesregierung unter I. 2. der Begründung zum 
Gesetzentwurf dargelegt hat, fachlich und rechtlich 
nicht mehr den heutigen Erfordernissen. 

Der Entwurf verzichtet u. a. auf die bisher erfor- 
derliche Herstellungserlaubnis und regelt nur noch 
den Verkehr mit Düngemitteln. Diese Überwachung 
erscheint zum Schutze des Verbrauchers ausrei- 
chend, aber auch erforderlich; denn die Wirksam- 
keit von Handelsdünger kann in der Regel nicht 
nach äußerlich erkennbaren Merkmalen beurteilt 
werden. Die Handelsdünger stellen aber in ihrer 
Vielfalt ein wichtiges und unentbehrliches Hilfs- 
mittel der landwirtschaftlichen Erzeugung dar. Jähr- 
lich werden in der Bundesrepublik nahezu 10 Mil- 
I honen t Handelsdünger verbraucht. Hierfür wendet 
I die Landwirtschaft annähernd 1,4 Milliarden DM — 
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das sind etwa 9 v. H. ihrer Betriebsausgaben — auf. 
Ungeeignete Düngemittel führen daher zu großen 
Verlusten der Landwirtschaft und damit der Volks- 
wirtschaft. Bei der Vielzahl der Stoffe, die heute für 
die Herstellung von Düngemitteln in Frage kom- 
men, vermehren sich außerdem die Gefahren für die 
Gesundheit von Menschen und Tieren, ein Gesichts- 
punkt, der in der bisherigen Regelung nicht enthal- 
ten war. Der Verbraucherschutz und der Gesund- 
heitsschutz verlangen die in den §§ 2 und 3 des 
Entwurfs vorgesehene Beschränkung, daß die für 
die deutsche Landwirtschaft bedeutsamen Dünge- 
mittel erst dann gewerbsmäßig in den Verkehr ge- 
bracht werden dürfen, wenn sie auf ihre Wirksam- 
keit und Unschädlichkeit geprüft und zugelassen 
sind. Während bisher Einzelgenehmigungen für 
jeden Hersteller und für jedes Düngemittel erfor- 
derlich waren, sieht der Entwurf die typenmäßige 
Zulassung der Düngemittel durch Rechtsverordnung 
vor. Diestes Kernstück des Entwurfs haben die be- 
teiligten Ausschüsse einmütig gebilligt. Durch die 
generelle Zulassung wird nicht nur die Verwaltung 
erheblich vereinfacht, sondern auch das Inverkehr- 
bringen der Düngemittel wesentlich erleichtert, weil 
der Vertrieb schon dann zulässig ist, wenn das 
Düngemittel einem zugelassenen Typ entspricht. 
Damit wird die in dem „Verbot mit Erlaubnis Vorbe- 
halt" liegende Einschränkung der Berufsausübung 
sofort für alle, die Düngemittel zugelassener Typen 
herstellen wollen, beseitigt. Diese Wiederherstel- 
lung der Berufsfreiheit ist um so bedeutsamer, als 
die Typenzulassung sich nicht auf einzelne Dünge- 
mittel beschränkt, sondern die Zusammenfassung 
mehrerer Düngemittel zu einem Typ erlaubt. 

Der Entwurf bringt außerdem eine genaue Be- 
griffsbestimmung der Stoffe, die als Düngemittel 
von dem Gesetz erfaßt werden sollen (§ 1). In zeit- 
gemäßer Ausgestaltung des bisherigen Rechts 
schreibt § 4 bestimmte schriftliche Angaben zum 
Schutz des Verbrauchers und zur leiditeren Über- 
wachung des Düngemittelverkehrs vor. § 5 gibt den 
Kontrollbehörden die zu einer wirksamen Über- 
wachung erforderlichen Prüfungs- und Auskunfts- 
rechte. Die Verletzung von Geheimhaltungspflich- 
ten wird durch § 6 erstmals unter Strafe gestellt, 
während § 7 — dem heutigen Rechtsdenken ent- 
sprechend — Verstöße gegen die Vorschriften über 
den Düngemittelverkehr nicht mehr als kriminelles 
Unrecht, sondern nur noch als Ordnungswidrigkei- 
ten behandelt. § 8 schließlich gewährt für die bisher 
genehmigten Düngemittel, die nicht einem zugelas- 
senen Typ entsprechen, eine Auslauffrist bis zu 
einem Jahr. 


II. Die einzelnen Bestimmungen 

Da sich die beteiligten Ausschüsse im wesent- 
lichen dem Regierungsentwurf und seiner Begrün- 
dimg angeschlossen haben, genügt es, aus den Be- 
ratungen folgendes hervorzuheben: 

Eingangsworte 

Zu der Frage, ob das Gesetz der Zustimmung des 
Bundesrates bedarf, vertreten der Bundesrat und 


die Bundesregierung abweichende Rechtsansichten. 
Von einer Stellungnahme hierzu wird abgesehen, 
weil die Eingangsworte nicht Gegenstand des Ge- 
setzbeschlusses sind. 

Zu § 1 

Die Frage, ob die in Absatz 1 Nr. 2 genannten 
Bodenimpfmittel und Bodenwirkstoffe in die gesetz- 
liche Regelung einzubeziehen sind, ist erneut ein- 
gehend erörtert und bejaht worden, weil diese Mit- 
tel Bestandteile enthalten können, die die Boden- 
fruchtbarkeit oder die Gesundheit von Menschen 
oder Haustieren schädigen. Daß die Wirksamkeit 
der genannten Mittel im einzelnen nachgewiesen 
werden kann und ihre wertbestimmenden Bestand- 
teile meßbar sind, hat sich bei der früheren Anhö- 
rung der Sachverständigen ergeben. Soweit die Mit- 
tel zur Aufbereitung organischer Dünger (z. B. der 
Kompostpflege) bestimmt sind, unterliegen sie, wie 
Absatz 2 Nr. 4 ausdrücklich klarstellt, nicht der ge- 
setzlichen Regelung. 

Zu § 2 

Daß der federführende und der mitbeteiligte Aus- 
schuß den hier verankerten Grundsatz der typen- 
mäßigen Zulassung durch Rechtsverordnung ein- 
stimmig gebilligt haben, ist bereits oben erwähnt. 
Beide Ausschüsse haben außerdem die Frage erör- 
tert, ob es angebracht sei, für den Hersteller eines 
Düngemittels bis zur Entscheidung über dessen Zu- 
lassung als allgemein erlaubter Typ die Möglich- 
keit einer vorläufigen Vertriebsberechtigung durch 
Einzelgenehmigung vorzusehen. Vorläufige Geneh- 
migungen sind zwar bisher (etwa seit 1950) ohne 
besondere Rechtsgrundlage erteilt worden, haben 
sich aber nach der Darstellung der Regierungsver- 
treter nicht bewährt. Nach der übereinstimmenden 
Auffassung beider Ausschüsse ist es mit dem 
erstrebten Verbraucherschutz und Gesundheitsschutz 
nicht vereinbar, daß ein Düngemittel der Allge- 
meinheit zugängig gemacht wird, bevor seine Wirk- 
samkeit und Unschädlichkeit endgültig festgestellt 
sind. Die Erprobung von Düngemitteln wird dadurch 
nicht beeinträchtigt, weil Probelieferungen an ein- 
zelne Abnehmer nach ständiger Praxis noch nicht 
als gewerbsmäßiger Vertrieb anzusehen sind. 

Zu § 3 

Zu Absatz 1 

1, In der schon erwähnten Stellungnahme von 
Düngemittelherstellern sind verfassungsrechtliche 
Bedenken gegen die hier vorgesehene Regelung 
des Zulassungsverfahrens geäußert worden, weil 
Absatz 1 nicht klar erkennen lasse, unter welchen 
Voraussetzungen Düngemittel typenmäßig zuge- 
lassen werden müßten, und weil dem Hersteller 
eines Düngemittels kein Rechtsweg gewährleistet 
sei, auf dem er die Zulassung ggf. erzwingen könne. 

Daß für alle Düngemittel, die im Sinne des § 3 
eine wesentliche Wirkung haben und unschädlich 
sind, im Verordnungsweg Typen geschaffen werden 
müssen, ist fachlich selbstverständlich und läßt sich 
auch durch Auslegung ermitteln. Um jedoch das 


2 



Deutscher Bundestag — 4. Wahlperiode 


Drucksache IV/496 


Gewollte deutlich zum Ausdruck zu bringen, hat 
der federführende Ausschuß den Absatz 1 umfor- 
muliert. 

Das zweite Bedenken erscheint unbegründet. Daß 
der Hersteller bei der typenmäßigen Zulassung | 
durch Rechtsverordnung keinen klagbaren Rechts- 
anspruch auf Erlaß einer Rechtsverordnung be- I 
stimmten Inhalts hat, ist richtig, aber nicht von ent- 
scheidender Bedeutung. Die Rechtslage ist so als 
ob der Gesetzgeber selbst die Typenzulassung vor- 
genommen hätte. Oben ist bereits unter I. 2. darge- 
legt, daß der im Entwurf vorgesehene Weg der 
Typenzulassung durch triftige Gründe des Gemein- 
wohls gerechtfertigt ist, weil nämlich die Verwal- 
tung vereinfacht und die Gesamtheit der Dünge- 
mittelhersteller in möglichst weitem Umfange Be- 
tätigung sfreiheit erhalten soll. Demgegenüber muß 
der Wunsch des einzelnen Herstellers, im Streitfälle 
seine Anliegen im Klageweg zu verfolgen, zurück- 
treten. 

Dies gilt um so mehr, als bei der großen Zahl der 
Typen, die zur Vertügung stehen werden, praktisch 
kaum ein Fall denkbar ist, in welchem es dem Her- 
steller nicht möglich und zumutbar wäre, sein 
Düngemittel einem bereits zugolasseiien Typ anzu- 
passen. ' 

2. Die Wirksamkeii eines Düngemittels, die als | 
Voraussetzung der Typenzulassung in dem neuge- ' 
faßten Absatz 1 unter Nr. 1 aufgetührt ist, soll nach 
der Wachstumsförderung, der Ertragserhöhung oder 
der Ertragsverbesserung beurteilt werden. Die j 
Reihenfolge, in der diese drei Gesichtspunkte ange- ■ 
führt werden, bedeutet keine Wertung. Beid(' Aus- 
schüsse sind der Ansicht, daß heute auf die Viubes- 
scrung der Qualität des Nu tzpflanzcmei träges be- 
sonderer Wort zu legen ist. 

Dem erstrebten Verbraucherschinz entspricht es, 
daß bei der Typenzulassung nur solche Düngemittel ! 
berücksichtigt werden dürfen, die - - genüber unbe- ] 
handelten Böden -- eine wesentliche Wirkung 
haben. Den Begriff „wesentlich" näher abzugrenzen, 
etwa durch genaue Zahlenwer!(', erscheint bei der 
Vielzahl der Düngern itted nicht m.oglich. Fr kann 
je nach Lage des Einzelfalles schon bei einenn fehler- 
statistisch gesicherten Ausschlag erfüllt sein. Die ein- 
heitliche Handhabung ist dadurch gewährleistet, daß 
der ermächtigte Bundesminister sich wie bisher 
durch den Wissenschaftlichen Ausschuß für Dün- 
gungsfragen beraten läßt. Diesen Ausschuß im Ge- 
setz zu verankern, hielt der federführende Ausschuß 
nicht für erforderlich. 

Einigkeit besteht dai'übei', daß Düngemittel, die 
auf die Dauer gesehen die Boden! ruchlbarkeit be- 
einträchtigen, nicht als Typen zugclassen werden 
dürfen. Diese Folgerung könnte zwar schon daraus 
hergeleitet werden, daß derartige Düngemittel keine 
wesentliche Wirkung im Sinne der Nummer 1 haben. 
Der federführende Ausschuß hielt es aber für ange- 
bracht, die Bodenfruchtbarkeit dadurch besonders 
hervorzuheben, daß ihre Gefährdung in der neuen 
Nummer 2 unter den Tatbeständen, die der Zulas- 
sung entgegenstehen, ausdrücklich erwähnt wird. 
Dagegen ist bei der Neufassung dieser Nummer die 
Empfehlung des Ausschusses für Gesundheitswesen 


nicht übernommen worden, den Gesundheitsschutz 
über den Bereich der Haustiere hinaus auf frei- 
lebende höhere Tiere auszudehnen. Eine sichere 
Abgrenzung der geschützten Tiere hält der feder- 
führende Ausschuß nur dann für gegeben, wenn der 
Schutz auf Haustiere beschränkt bleibt. 

Zu Absatz 3 

In Übereinstimmung mit dem Ausschuß für Ge- 
sundheitswesen ist die Ermächtigung des Bundes- 
ministers, einzelne Düngemittel mit gesundheitsge- 
fährdenden Nebenbestandteilen von der Zulassung 
auszuschließen oder für den Gehalt an bestimmten 
Nebenbestandteilen Höchstmengen festzusetzen, aus 
gesundheitspolitischen Gründen in eine Verpflich- 
tung umgev/andelt worden. Dagegen hat der feder- 
führende Ausschuß die Empfehlung des mitbeteilig- 
ten Ausschusses nicht übernommen, daß dann, wenn 
Düngemittel nur in Packungen oder Behältnissen 
von bestimmter Art abgegeben werden dürfen, stets 
auch eine bestimmte Kennzeichnung vorgeschrieben 
werden müsse; denn die vorgesehene Kennzeich- 
nung betrifft keineswegs immer den Gesundheits- 
schutz, sondern vorwiegend die Anwendung der 
Düngemittel. 

Zu § 4 

Von Handelsselte sind Bedenken dagegen vorge- 
bi acht worden, daß auch bei loser Ware der Herstel- 
ler oder das Vertriebsunternehmen benannt und der 
tatsächliche Gehalt an wertbestimmendon Bestand- 
teilen angegeben werden müsse (Absatz 1 Nr. 1 
Buchstabe a und Nr. 2), Diese Angaben sind jedoch 
nicht nur zum Schutze des Verbrauchers, sondern 
auch für die Überwachung des Düngemittelverkehrs 
erforderlich und können dem Verkäufer um so mehr 
zugemutet werden, als Düngemittel mehr und mehr 
in Verpackungen geliefert werden. Erleichterungen 
sind lediglich bei Kleinverkäufen angebracht, weil 
sie meist nur gegen Quittung oder Kassenbon abge- 
wickelt werden und für die Landwirtschaft ohne 
besondere Bedeutung sind. Der federführende Aus- 
schuß hat deshalb die Ausnahmevorschrift in Ab- 
satz 3 entsprechend ergänzt. 

Zu § 5 

Die hier für den Düngemittelverkehr erstmalig 
vorgesehenen Prüfungs- und Auskunftsrechte sind 
erforderlich, wenn das Gesetz seinen Zweck erfül- 
len soll. Der notwendige Schutz der betroffenen 
Staatsbürger ist durch den einleitenden Satzteil „So- 
weit es zur Überwachung . . . erforderlich ist" ge- 
sichert. Mit Einzelheiten über Probenahmen und 
Analysenmethoden braucht das Gesetz nicht belastet 
werden, weil hier bei den amtlichen Versuchsstatio- 
nen einheitlich verfahren wird. 

Eine Entschädigung für die entnommenen Proben 
erübrigt sich, weil ihr Wert so gering ist, daß nur 
ein unverhältnismäßig hoher Verwaltungsaufwand 
entstehen würde. 

Die Absätze 2 und 3 sind entsprechend dem Vor- 
schlag des Bundesrates umgestellt worden. 
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Namens des Ausschusses für Ernährung, Land- 
wirtschaft und Forsten bitte ich, dem Antrag des 
Ausschusses Ihre Zustimmung zu geben. 


Bonn, den 18. Juni 1962 


Seither 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache lV/287 — mit den 
aus der nachstehenden Zusammenstellung ersicht- 
lichen Änderungen, im übrigen unverändert nach 
der Vorlage anzunehmen. 


Bonn, den 18. Juni 1962 


Der Ausschuß für Ernährung, 
Landwirtschaft und Fors^ten 


Bauknecht 

Vorsitzender 


Seither 

Berichterstatter 
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Zusammenstellung 

des von der Bundesregierung eingebrachten Entwurfs 
eines Gesetzes über den Verkehr mit Düngemitteln 
(Düngemittelgesetz) 

— Drucksache IV/287 — 

mit den Beschlüssen des Ausschusses für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 
(19. Ausschuß) 


Entwurf 


Beschlüsse des 19. Ausschusses 

§ 2 

(1) unverändert 


§ 2 

(1) Düngemittel dürfen gewerbsmäßig nur ange- 
boten, feilgehalten, verkauft oder sonst in den Ver- 
kehr gebracht werden, wenn sie einem Düngemittel- 
typ entsprechen, der durch Rechtsverordnung nach 
§ 3 zugelassen ist. 

(2) Absatz 1 gilt nicht 

1. für Düngemittel, die zur Lieferung in 
Gebiete außerhalb des Geltungsbereiches 
dieses Gesetzes bestimmt sind, 

2. für Blumendünger, wenn sie mit der Ab- 
gabe „Blumendünger", und für Rasendün- 
ger, wenn sie mit der Angabe „Rasen- 
dünger" gekennzeichnet sind. 

§ 3 

(1) Der Bundesminister für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Forsten (Bundesminister) läßt durch 
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates 
Typen von Düngemitteln zu. Er darf nur Typen von 
Düngemitteln zulassen, die geeignet sind, das 
Wachstum von Nutzpflanzen wesentlich zu fördern 
oder ihren Ertrag wesentlich zu erhöhen oder seine 
Qualität wesentlich zu verbessern. Er darf keine 
Typen von Düngemitteln zulassen, die geeignet 
sind, bei sachgerechter Anwendung die Gesundheit 
von Menschen oder Haustieren zu schädigen. 


(2) Die Düngemitteltypen sind in der Rechtsver- 
ordnung nach dem Gehalt an wertbestimmenden 
Bestandteilen mit den zulässigen Abweichungen fest- 
zulegen. Außerdem können hierbei die sonst für 
die Anwendung wesentlichen Eigenschaften, die 
Zusammensetzung, die Art der Herstellung und der 
Wirkung und die äußeren Merkmale zugrunde ge- 
legt werden. 


(2) Absatz 1 gilt nicht 
1. unverändert 


2. für Blumendünger, wenn sie mit der An- 
gabe „Blumendünger", und für Rasendün- 
ger, wenn sie mit der Angabe „Rasen- 
dünger" gekennzeichnet sind. 

§ 3 

(1) Der Bundesminister für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Forsten (Bundesminister) läßt durch 
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates 
Typen von Düngemitteln zu, die 

1. geeignet sind, das Wachstum von Nutz- 
pflanzen wesentlich zu fördern oder ihren 
Ertrag wesentlich zu erhöhen oder seine 
Qualität wesentlich zu verbessern und 

2. bei sachgerechter Anwendung die Frudit- 
barkeit des Bodens oder die Gesundheit 
von Menschen oder Haustieren nicht 
schädigen können. 

(2) unverändert 
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Entwurf 

(3) Der Bundesminister kann in der Rechtsver- 
ordnung einzelne Düngemittel, die wegen ihrer 
Nebenbestandteile gesundheitliche Gefahren für 
Menschen oder Haustiere mit sich bringen können, 
von der Zulassung ausschließen oder für den Ge- 
halt an bestimmten Nebenbestandteilen Höchst- 
mengen festsetzen. Er kann ferner zum Schutze des 
Verbrauchers vorschreiben, daß Düngemittel nur in 
Packungen oder Behältnissen von bestimmter Art 
und mit bestimmter Kennzeichnung in den Verkehr 
gebracht werden dürfen. 


§ 4 

(1) Wer ein Düngemittel eines durch Rechtsver- 
ordnung nach § 3 Abs. 1 zugelassenen Typs ge* 
werbsmäßig veräußert, hat dem Erwerber schriftlich 
anziigeben 

1. spätestens bei der Übergabe 

a) den Namen oder die Firma und die 
Anschrift des Herstellers oder des Ver- 
triebsunternehmens, 

b) den Düngemitteltyp mit den in der 
Rechtsverordnung nach § 3 festgeleg- 
ten wertbestimmenden Bestandteilen, 

2- spätestens bei der Rechnungserteilung den 
tatsächlichen Gehalt an wertbestimmenden 
Bestandteilen, sofern es sich um ein mine- 
ralisches Düngemittel handelt. 

(2) Der Bundesminister wird ermächtigt, durch 
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates 
zu bestimmen, daß der Veräußerer bei der Über- 
gabe oder Rechnungserteilung weitere, für die sach- 
gerechte Anwendung des Düngemittels wesentliche 
Angaben schriftlich zu machen hat. 

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten nicht für die in 
§ 2 Abs. 2 bezeichneten Düngemittel. 


§ 5 

(1) Soweit es zur Überwachung des Verkehrs 
mit Düngemitteln erforderlich ist, können die von 
der Landesregierung bestimmten Behörden bei Be- 
trieben, die Düngemittel anbieten, feilhalten, ver- 
kaufen oder sonst in den Verkehr bringen, 

1. Proben fordern oder entnehmen, 

2. Auskunft über die Herkunft der Bestände 
verlangen, aus denen die Proben entnom- 
men sind. 


Beschlüsse des 19. Ausschusses 

(3) Der Bundesminister hat in der Rechtsver- 
ordnung einzelne Düngemittel, die wegen ihrer 
Nebenbestandteile gesundheitliche Gefahren für 
Menschen oder Haustiere mit sich bringen können, 
von der Zulassung auszuschließen oder für den Ge- 
halt an bestimmten Nebenbestandteilen Höchst- 
mengen festzusetzen. Er kann ferner zum Schutze des 
Verbrauchers vorschreiben, daß Düngemittel nur in 
Packungen oder Behältnissen von bestimmter Art 
und mit bestimmter Kennzeichnung in den Verkehr 
gebracht werden dürfen. 


§ 4 

(1) unverändert 


(2) unverändert 


(3) Die Absätze 1 und 2 gelten nicht für die in 
§ 2 Abs. 2 bezeichneten Düngemittel sowie für Men- 
gen unter 50 kg mit Ausnahme von Bodenimpfmit- 
teln, Bodenwirkstoffen und Düngemitteln, die nur 
Spurennährstoffe enthalten. 

§ 5 

( 1 ) unverändert 


3. geschäftliche Unterlagen einsehen und 
prüfen. 
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Drucksache IV/496 


Entwurf 

(2) Die Inhaber der Betriebe oder deren Ver- 
treter sind verpflichtet, die geforderten Proben zu 
geben oder entnehmen zu lassen, die verlangten 
Auskünfte zu erteilen, die geschäftlichen Unter- 
lagen vorzulegen und ihre Prüfung sowie das Be- 
treten von Geschäftsräumen und -grundstücken zu 
dulden. 

(3) Personen, die von der zuständigen Behörde 
beauftragt worden sind, Proben zu fordern oder zu 
entnehmen, Auskünfte zu verlangen oder geschäft- 
liche Unterlagen einzusehen oder zu prüfen, dürfen 
die Räume der Betriebe betreten. Das Grundrecht 
auf Unverletzlichkeit der Wohnung (Artikel 13 des 
Grundgesetzes) wird insoweit eingeschränkt. 


(4) Der zur Erteilung einer Auskunft Verpflich- 
tete kann die Auskunft auf solche Fragen verwei- 
gern, deren Beantwortung ihn selbst oder einen der 
in § 383 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 der Zivilprozeßordnung 
bezeichneten Angehörigen der Gefahr strafrecht- 
licher Verfolgung oder eines Verfahrens nach dem 
Gesetz über Ordnungswidrigkeiten aussetzen würde. 

§ 7 

jl) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder 
fahrlässig 

1. entgegen dem Verbot des § 2 Düngemittel 
gewerbsmäßig anbietet, feilhält, verkauft 
oder sonst in den Verkehr bringt, 

2. die durch § 4 Abs. 1 vorgeschriebenen 
schriftlichen Angaben unterläßt, 

3. die sich aus § 5 Abs. 1 und 2 ergebenden 
Pflichten nicht, nicht rechtzeitig oder nicht 
ordnungsmäßig erfüllt, 

4. einer Vorschrift einer nach § 3 Abs. 3 oder 
nach § 4 Abs. 2 erlassenen Rechtsverord- 
nung zuwiderhandelt, soweit die Rechts- 
verordnung auf diese Bußgeldvorschrift 
verweist. 

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann, wenn sie 

1. vorsätzlich begangen ist, mit einer Geld- 
buße bis zu 10 000 Deutsche Mark, 

2. fahrlässig begangen ist, mit einer Geld- 
buße bis zu 5000 Deutsche Mark 

geahndet werden. 

(3) Düngemittel, die Gegenstand einer Zuwider- 
handlung nach Absatz 1 Nr. 1 oder 4 in Verbindung 
mit § 3 Abs. 3 sind, können eingezogen werden. § 18 
Abs. 4, §§ 19 bis 26 des Gesetzes über Ordnungs- 
widrigkeiten gelten entsprechend. 

(4) Die Verfolgung der Ordnungswidrigkeit ver- 
jährt in zwei Jahren. 


Beschlüsse des 19. Ausschusses 

(2) Personen, die von der zusiändigen Behörde 
beauftragt worden sind, Proben zu fordern oder zu 
entnehmen, Auskünfte zu verlangen oder geschäft- 
liche Unterlagen einzusehen oder zu prüfen, dürfen 

die Geschäftsräume und -grundstücke betreten. 


(3) Die Inhaber der Betriebe oder deren Vertreter 
sind verpflichtet, die geforderten Proben zu geben 
oder entnehmen zu lassen, die verlangten Auskünfte 
zu erteilen, die geschäftlichen Unterlagen vorzule- 
gen und ihre Prüfung sowie das Betreten von Ge- 
schäftsräumen und -grundstücken zu dulden. Das 
Grundrecht auf Unverletzlichkeit der Wohnung (Ar- 
tikel 13 des Grundgesetzes) wird insoweit einge- 
schränkt. 

(4) unverändert 


§ 7 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder 
fahrlässig 

1 . unverändert 

2. unverändert 

3. die sich aus § 5 Abs. 3 ergebenden Pflich- 
ten nicht, nicht rechtzeitig oder nicht ord- 
nungsmäßig erfüllt, 

4. unverändert 


(2) unverändert 


(3) unverändert 


(4) unverändert 


? 



